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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet -
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Aus Art 57 Abs 1f DSGVO iVm Art 77, 78

Abs 1 DSGVO ergibt sich nicht lediglich
ein petitionsähnliches Recht in dem
Sinne, dass sich die Aufsichtsbehörde,
hier der beklagte Bundesbeauftragte für
den Datenschutz und die
Informationssicherheit, mit der
Beschwerde befasst, sondern es besteht
ein Anspruch auf eine gerichtlich
überprüfbare ermessenfehlerfreie
Entscheidung. Der Aufsichtsbehörde steht
sowohl ein Entschließungs- als auch ein
Auswahlermessen zu. Stellt die
Aufsichtsbehörde einen Verstoß gegen
die Datenschutzgrundverordnung fest, ist
ihr Entschließungsermessen angesichts
ihrer sich aus Art 57 Abs 1a DSGVO
ergebenden Verpflichtung, die
Anwendung der
Datenschutzgrundverordnung
durchzusetzen, regelmäßig dahingehend
reduziert, von ihren Abhilfebefugnissen
nach Art 58 Abs 2 DSGVO Gebrauch zu
machen bzw mit dem Ziel der Abstellung
des Verstoßes vorzugehen. Im Bereich
des Auswahlermessens steht der Behörde
ein weiter Spielraum zu, ein bestimmtes
behördliches Handeln kann regelmäßig
nicht verlangt werden. Macht der Kläger
keine Ansprüche aus seinem
Sozialleistungsverhältnis geltend, sondern
Ansprüche aus der DSGVO auf ein
hoheitliches Einschreiten des
Datenschutzbeauftragten, sind Kosten
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gemäß § 197a SGG iVm dem GKG zu
erheben und die §§ 154 bis 162 VwGO
anzuwenden. Der Kläger steht nicht in
einem Sozialrechtsverhältnis zur
Datenschutzaufsichtsbehörde und ist
nicht in seiner Eigenschaft als
Zugehöriger eines privilegierten
Personenkreises im Sinne des § 183 SGG
beteiligt. Die garantierte Kostenfreiheit
des Beschwerdeverfahrens (Art 57 Abs 3
DSGVO) gilt nach den Grundsätzen der
DSGVO nicht für das Gerichtsverfahren.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 52 SF 1/21 DS
Datum 20.09.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 SF 5/21 DS (KR)
Datum 14.02.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Oldenburg vom 20. September 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten beider RechtszÃ¼ge.

Der Streitwert wird auf 5.000,- Euro festgesetzt.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger rÃ¼gt eine Datenschutzverletzung durch seine Krankenkasse.

Der am I. 1948 geborene KlÃ¤ger ist bei der J. Krankenkasse (im Folgenden: K. K) in
der Krankenversicherung der Rentner gesetzlich krankenversichert. Im Zuge eines
Streits zwischen dem KlÃ¤ger und der K. K Ã¼ber die Beitragspflicht einer
Kapitalleistung aus einer Lebensversicherung erlieÃ� die K. K im Mai 2018 einen
Bescheid Ã¼ber das Ruhen der LeistungsansprÃ¼che des KlÃ¤gers nach Â§ 16 Abs
3a Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V). In dem hiergegen angestrengten
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einstweiligen Rechtsschutzverfahren vor dem Sozialgericht (SG) Oldenburg (Az S 61
KR 344/20) obsiegte der KlÃ¤ger (Beschluss vom 23. November 2020). Die K. K wies
den KlÃ¤ger mit Schreiben vom 25. November 2020 darauf hin, dass sie den
Beschluss des SG umgesetzt habe und sein Leistungsanspruch nicht mehr ruhe. Im
November 2019 hatte der KlÃ¤ger auÃ�erdem bei der K. K einen Zuschuss zu den
Kosten einer Zahnbehandlung beantragt, die diese mit Bescheid vom 14. November
2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 4. Juni 2020 ebenfalls mit der
BegrÃ¼ndung eines ruhenden Leistungsanspruchs ablehnte. In dem hiergegen
angestrengten Eilverfahren (Az S 61 KR 18/20 und L 16 KR 491/20 B ER) unterlag
der KlÃ¤ger in zwei Instanzen (BeschlÃ¼sse vom 26. November 2020 und 18.
Dezember 2020). Ã�ber die gegen Ruhensbescheid und Ablehnungsbescheid
ebenfalls erhobenen Klagen (Az S 61 KR 343/20 und S 61 KR 344/20) ist noch nicht
entschieden.

Mitte Januar 2021 erhielt der KlÃ¤ger zwei Schreiben von der K. K. Mit Schreiben
vom 11. Januar 2021 bestÃ¤tigte die K. K dem KlÃ¤ger wunschgemÃ¤Ã�, dass er in
den Jahren 2019, 2020 und auch aktuell bei ihr versichert sei und der
Leistungsanspruch nicht eingeschrÃ¤nkt gewesen oder aktuell sei. Mit dieser
Information sehe sie keinerlei HinderungsgrÃ¼nde fÃ¼r die Zahnarztpraxis, seine
anstehende Behandlung regulÃ¤r Ã¼ber die Gesundheitskarte abzurechnen. Mit
Schreiben vom 12. Januar 2021 nahm die K. K zu einem vom KlÃ¤ger gegen sie
geltend gemachten Schadensersatz Stellung und fÃ¼hrte abschlieÃ�end aus:
â��UnabhÃ¤ngig davon nehme ich gerne eine fachliche PrÃ¼fung vor, ob die
Voraussetzungen fÃ¼r die KostenÃ¼bernahme der Implantate einschlieÃ�lich
Suprakonstruktionen vorliegen. Dazu warte ich auf die Unterlagen, wie am 16.
Dezember 2020 telefonisch besprochen.â�� Das Schreiben vom 11. Januar 2021
leitete der KlÃ¤ger an seine behandelnde Zahnarztpraxis (Praxis Dr L.) weiter.

Am 14. Januar 2021 erhielt der KlÃ¤ger eine E-Mail mit folgendem Wortlaut von der
Zahnarztpraxis:

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  â��Hallo Herr M.,

ich habe gerade mit der K. KK Herrn N. telefoniert, er sagte mir, Sie hÃ¤tten am
12.01.2021 auch nochmal ein Schreiben der K. KK bekommen und dass Sie sich
bitte mit Ihrer Krankenkasse in Verbindung setzen sollten, da von uns alles korrekt
gelaufen und abgerechnet wurdeâ�¦

Der abgelehnte Heil- und Kostenplan von Okt/2019 wurde von der KK zu Ihnen
geschickt, nicht zur Praxis! Ich habe mir hier lediglich eine Info gemacht, dass der
Plan abgelehnt wurde; da Sie, zumindest zu dem damaligen Zeitpunkt,
eingeschrÃ¤nkt versichert waren laut tel Aussage von heute.â��

Â 

Mit Schreiben vom selben Tag wandte der KlÃ¤ger sich daraufhin an die K. K und
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forderte sie auf, unverzÃ¼glich ihre ErklÃ¤rungen aus ihrem Schreiben vom 11.
Januar 2021 zu bestÃ¤tigen, die falschen Aussagen des Herrn N. vollumfÃ¤nglich zu
widerrufen und der Zahnarztpraxis mitzuteilen, dass das Schreiben vom 12. Januar
2021 (Schadensersatz im InnenverhÃ¤ltnis K. K ./. M.) aus DatenschutzgrÃ¼nden
nicht habe erwÃ¤hnt werden dÃ¼rfen. Die Praxis sei zu veranlassen, von den
bekannten Informationen keinen Gebrauch zu machen und alle im Kontext
stehenden Daten zu lÃ¶schen. Die K. K setzte sich daraufhin telefonisch mit dem
KlÃ¤ger in Verbindung und teilte ihm im Anschluss mit Schreiben vom 25. Januar
2021 mit, dass sie der Praxis Dr L. telefonisch ein Verwertungsverbot bezÃ¼glich
der ErwÃ¤hnung des Schreibens vom 12. Januar 2021 ausgesprochen habe. Sie
habe klargestellt, dass ein Ruhen der LeistungsansprÃ¼che des KlÃ¤gers nicht
bestanden habe und auch aktuell nicht bestehe. AbschlieÃ�end entschuldigte die K.
K sich fÃ¼r ihren Fehler und teilte mit, dass sie den DatenschutzverstoÃ� an ihr
Referat fÃ¼r Datenschutz gemeldet habe. 

Mit Schreiben vom 4. Februar 2021 sprach die K. K der Zahnarztpraxis nochmals
schriftlich ein Verwertungsverbot aus und bat um LÃ¶schung der betroffenen Daten
und Mitteilung an evtl beteiligte Dritte.

Mit zwei Schreiben vom 9. Februar 2021 wandte der KlÃ¤ger sich an die K. K und
den Beklagten. Von der K. K verlangte er die Herstellung seines Rufs und den
unbedingten Widerruf von Falschaussagen im Kontext einer angeblichen
Leistungssperre sowie die vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung darÃ¼ber, welche Daten aus
dem Brief vom 12. Januar 2021 an die Zahnarztpraxis weitergegeben worden seien
und wie dies zu behandeln sei. GegenÃ¼ber dem Beklagten gab er an, der
Datenschutzbeauftragte der K. K habe bis heute nicht reagiert. Seiner Aufforderung,
seinen Ruf gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis wiederherzustellen, die
Falschinformationen zu widerrufen und die Zahnarztpraxis zur LÃ¶schung der Daten
aus dem Schreiben vom 12. Januar 2021 aufzufordern und den Inhalt nicht zu
verwerten, habe die K. K nicht entsprochen. Mit weiterem Schreiben vom 15.
Februar 2021 schilderte der KlÃ¤ger dem Beklagten den nÃ¤heren Hergang und
wies nochmals darauf hin, dass der Brief vom 12. Januar 2021 gegenÃ¼ber der
Zahnarztpraxis nicht hÃ¤tte erwÃ¤hnt werden dÃ¼rfen. 

Der Beklagte forderte die K. K zur Stellungnahme auf, die mit Schreiben vom 8.
MÃ¤rz 2021 mitteilte, das konkret im TelefongesprÃ¤ch am 14. Januar 2021
Gesagte kÃ¶nne nicht mehr vollstÃ¤ndig rekonstruiert werden. Es sei nicht sicher,
ob die Zahnarztpraxis richtig erfasst habe, dass die Ablehnung der Zahnbehandlung
aus heutiger Sicht falsch gewesen sei. Dieses sei daher mit Telefonat vom 25.
Januar 2021 im Nachgang richtiggestellt worden. Der Datenschutzbeauftragte der K.
K sei nach den Faxen des KlÃ¤gers vom 15. Februar 2021 noch am selben Tag
informiert und der KlÃ¤ger entsprechend benachrichtigt worden. Im Hinblick auf die
telefonische Nennung des K. K-Schreibens vom 12. Januar 2021 sei von einer
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten des KlÃ¤gers auszugehen. Nach
gewissenhafter und grÃ¼ndlicher SachverhaltsklÃ¤rung sowohl intern nach
RÃ¼cksprache mit Herrn O. (zustÃ¤ndiger K. K-Sachbearbeiter) und Herrn N. als
auch extern durch RÃ¼cksprache mit der Zahnarztpraxis stehe jedoch fest, dass zu
keinem Zeitpunkt inhaltlich auf das Schreiben eingegangen worden sei. Eine
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entsprechende schriftliche BestÃ¤tigung hierÃ¼ber erhielt der KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 4. MÃ¤rz 2021 von Herrn N. selbst.

Nach weiterem Schriftwechsel zwischen den Beteiligten und AnhÃ¶rung des
KlÃ¤gers vom 23. MÃ¤rz 2021 wies der Beklagte die Beschwerde des KlÃ¤gers mit
Bescheid vom 10. Mai 2021 teilweise ab. Nach datenschutzrechtlicher PrÃ¼fung
komme er zu dem Ergebnis, dass die Beschwerde teilweise gerechtfertigt sei und
ein datenschutzrechtlicher VerstoÃ� durch die K. K vorliege. Diese habe
eingestanden, dass die ErwÃ¤hnung des Schreibens vom 12. Januar 2021
gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis nicht erforderlich gewesen sei. Insoweit sei der
Beschwerde stattzugeben. Die ebenfalls beanstandeten mÃ¶glichen
Falschaussagen stellten demgegenÃ¼ber keinen eigenstÃ¤ndigen VerstoÃ� gegen
datenschutzrechtliche Bestimmungen dar. Ã�ber die Richtigkeit zur Feststellung der
Leistungspflicht habe das SG Oldenburg zu entscheiden. Datenschutzrechtlich seien
die mÃ¶glicherweise fehlerhaften telefonischen AuskÃ¼nfte des Mitarbeiters der K.
K unbeachtlich. Insoweit werde die Beschwerde abgewiesen. 

Am 17. Mai 2021 hat der KlÃ¤ger Klage bei dem SG Oldenburg erhoben, mit der er
weiterhin eine Datenschutzverletzung durch die K. K gerÃ¼gt hat. Die Behauptung
des Beklagten sei unzutreffend. Der namentlich bekannte Mitarbeiter der K. K habe
am 14. Januar 2021 gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis die Leistungspflicht der K. K
gegen besseres Wissen erneut in Abrede gestellt. Die Verletzung der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) bestehe darin, dass die K. K drei unzulÃ¤ssige und
unwahre Behauptungen im Abstand von 18 Monaten aufgestellt habe und dass sie
nicht berechtigt gewesen sei, mit der Praxis direkt in Kontakt zu treten. Sie sei nicht
berechtigt gewesen, gegenÃ¼ber der Praxis Aussagen Ã¼ber seinen
Versichertenstatus zu machen. Im Nachgang zum Telefonat habe die K. K die
DSGVO erneut verletzt, weil sie die Praxis nochmals ohne seine Zustimmung
kontaktiert habe.

Mit Gerichtsbescheid vom 20. September 2021 hat das SG die Klage abgewiesen
und entschieden, dass Kosten nicht zu erstatten seien. In Betracht kommende
Anspruchsgrundlagen seien Â§ 14 Abs 1 Nr 6 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
sowie die Art 57 Abs 1 Satz 1 f, Art 77 und 78 DSGVO. Dabei sei in Rechtsprechung
und Literatur umstritten, ob die Art 77, 78 DSGVO nur als petitionsÃ¤hnliche Rechte
ausgestaltet seien mit der Folge, dass Gerichte sich grundsÃ¤tzlich nicht mit der
inhaltlichen Richtigkeit der von der AufsichtsbehÃ¶rde getroffenen Entscheidung zu
befassen hÃ¤tten oder ob sie tatsÃ¤chlich ein subjektives Recht der betroffenen
Person auf die Ergreifung bestimmter MaÃ�nahmen durch die AufsichtsbehÃ¶rde
verbÃ¼rgten. Diese Frage kÃ¶nne hier allerdings unentschieden bleiben. Denn es
fehle jedenfalls an einem bisher noch nicht wieder ins Lot gebrachten VerstoÃ� der
K. K gegen Vorschriften des Datenschutzes, was der Beklagte zutreffend
ausgefÃ¼hrt habe. In Bezug auf die Offenbarung von Existenz und Inhalt des
Schreibens vom 12. Januar 2021 gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis habe die K. K
ihren VerstoÃ� eingerÃ¤umt und ein Verwertungsverbot ausgesprochen. Den
objektivierbaren Interessen des KlÃ¤gers sei insoweit schon hinreichend GenÃ¼ge
getan worden. Die Notwendigkeit eines weiteren aufsichtsbehÃ¶rdlichen
Einschreitens nach Art 58 Abs 2 DSGVO sei nicht zu plausibilisieren. Die falsche
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Auskunft zum Versichertenschutz betreffe ferner nicht den Datenschutz, sondern
die sozialversicherungsrechtliche Leistungsbeziehung zwischen Versichertem,
Versicherer und Leistungserbringer. FÃ¼r den geltend gemachten Schadensersatz
seien nach Art 82 Abs 6 und Art 79 DSGVO iVm Â§Â§ 23, 71 GVG die ordentlichen
Gerichte zustÃ¤ndig. Von dieser MÃ¶glichkeit zivilrechtlichen Rechtsschutzes habe
der KlÃ¤ger bereits Gebrauch gemacht und das Landgericht (LG) Hamburg
angerufen. Hinsichtlich der getroffenen Kostenentscheidung sei nicht von einer
Kostenpflicht nach Â§ 197a Sozialgerichtsgesetz (SGG) auszugehen, da der zu
beurteilende Sachverhalt als Annex zu der von Â§ 183 SGG vorgesehenen
Kostenprivilegierung fÃ¼r solche Verfahren erachtet werde, die Versicherte in
dieser Eigenschaft anstrengten.

Gegen den Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 27. September 2021 Berufung bei
dem Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen-Bremen eingelegt. Er wiederholt sein
Vorbringen aus der ersten Instanz und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, ein erheblicher
VerstoÃ� der K. K gegen die DSGVO liege bereits in ihrem Verhalten im
Oktober/November 2019. Die Praxis P. habe den Heil- und Kostenplan auf seinen
Wunsch hin mit der Bitte um Genehmigung und KostenÃ¼bernahmezusage direkt
an die K. K geschickt, um Zeit zu sparen. Anstatt sich an ihn zu wenden, habe die K.
K ihre Stellungnahme mÃ¼ndlich und schriftlich an die Praxis abgegeben und
mitgeteilt, dass die Leistungspflicht ausgesetzt sei. Hierzu sei sie nicht befugt
gewesen. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Oldenburg vom 20. September 2021 sowie
den Bescheid des Beklagten vom 10. Mai 2021 aufzuheben und den Beklagten zu
verpflichten, seiner Beschwerde vom 9. Februar 2021 vollstÃ¤ndig abzuhelfen.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er wiederholt im Wesentlichen seinen Vortrag aus dem streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheid und verweist auf die AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen
Gerichtsbescheid. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt er an, das vom KlÃ¤ger in der
BerufungsbegrÃ¼ndung angesprochene Verhalten der Zahnarztpraxis falle
gemÃ¤Ã� Â§ 9 BDSG nicht in seine ZustÃ¤ndigkeit. Der Beklagte ist der Auffassung,
der KlÃ¤ger kÃ¶nne sich vorliegend nicht auf die Kostenprivilegierung aus Â§ 183
SGG berufen. Er stehe im Beschwerdeverfahren nach Art 77 DSGVO nicht in einem
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SozialrechtsverhÃ¤ltnis zur DatenschutzaufsichtsbehÃ¶rde und sei daher nicht in
seiner Eigenschaft als ZugehÃ¶riger eines privilegierten Personenkreises im Sinne
des Â§ 183 Satz 1 SGG am Verfahren beteiligt.

Der Senat hat den KlÃ¤ger auf eine mÃ¶gliche Kostenpflichtigkeit des Verfahrens
nach MaÃ�gabe des Â§ 197a SGG hingewiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und wegen des
weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Prozessakte und den
Inhalt der Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen, die der Entscheidung
zugrunde gelegen haben.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 ff SGG form- und fristgemÃ¤Ã� eingelegt
worden und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie ist aber unbegrÃ¼ndet. Der
Gerichtsbescheid des SG Oldenburg vom 20. September 2021 ist nicht zu
beanstanden. 

Die Klage ist zulÃ¤ssig. FÃ¼r Streitigkeiten zwischen einer natÃ¼rlichen oder
juristischen Person und dem oder der Bundesbeauftragten oder der nach
Landesrecht fÃ¼r die Kontrolle des Datenschutzes zustÃ¤ndigen Stelle gemÃ¤Ã� 
Artikel 78 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 aufgrund der Verarbeitung
von Sozialdaten im Zusammenhang mit einer Angelegenheit nach Â§ 51 Absatz 1
und 2 des Sozialgerichtsgesetzes ist gemÃ¤Ã� Â§ 81a Abs 1 Satz 1
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) der Rechtsweg zu den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit erÃ¶ffnet. Vorliegend rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine
Datenschutzverletzung im Zusammenhang mit einer
krankenversicherungsrechtlichen Angelegenheit (Â§ 51 Abs 1 Nr 2 SGG). Ein
Vorverfahren findet gemÃ¤Ã� Â§ 81a Abs 6 SGB X nicht statt.

Die Klage ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 10. Mai 2021 ist
rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf ein weitergehendes
TÃ¤tigwerden des Beklagten. In Betracht kommende Rechtgrundlage ist Art 57 Abs
1f DSGVO iVm Art 77 DSGVO, die Â§ 14 Abs 1 Satz 6 BDSG als mÃ¶gliche in
Betracht kommende nationale Vorschrift verdrÃ¤ngt (Â§ 1 Abs 5 BDSG). Hiernach
hat jede betroffene Person unbeschadet eines anderweitigen
verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde
bei einer AufsichtsbehÃ¶rde, insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres
gewÃ¶hnlichen Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des
mutmaÃ�lichen VerstoÃ�es, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die
Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese
Verordnung verstÃ¶Ã�t (Art 77 Abs 1 DSGVO). Dabei muss sich jede
AufsichtsbehÃ¶rde mit Beschwerden einer betroffenen Person oder Beschwerden
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einer Stelle, einer Organisation oder eines Verbandes gemÃ¤Ã� Artikel 80 befassen,
den Gegenstand der Beschwerde in angemessenem Umfang untersuchen und den
BeschwerdefÃ¼hrer innerhalb einer angemessenen Frist Ã¼ber den Fortgang und
das Ergebnis der Untersuchung unterrichten, insbesondere, wenn eine weitere
Untersuchung oder Koordinierung mit einer anderen AufsichtsbehÃ¶rde notwendig
ist (Art 57 Abs 1f DSGVO). Die AufsichtsbehÃ¶rde, bei der die Beschwerde
eingereicht wurde, unterrichtet den BeschwerdefÃ¼hrer Ã¼ber den Stand und die
Ergebnisse der Beschwerde einschlieÃ�lich der MÃ¶glichkeit eines gerichtlichen
Rechtsbehelfs nach Artikel 78 (Art 77 Abs 2 DSGVO).

Zur Ã�berzeugung des Senats ergibt sich aus diesen Rechtsnormen nicht lediglich
ein petitionsÃ¤hnliches Recht in dem Sinne, dass die BehÃ¶rde sich mit der
Beschwerde befasst, den Beschwerdegegenstand untersucht und den
BeschwerdefÃ¼hrer Ã¼ber das Ergebnis der PrÃ¼fung unterrichtet (so ua aber
Oberverwaltungsgericht â�� OVG â�� Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. Oktober 2020
â�� 10 A 10613/20; Verwaltungsgerichtshof â�� VGH â�� Baden-WÃ¼rttemberg,
Urteil vom 22. Januar 2020 â�� 1 S 3001/19 Rn 51; SG Frankfurt (Oder)
Gerichtsbescheid vom 8. Mai 2019 â�� S 49 SF 8/19 DS), sondern es besteht ein
Anspruch auf ermessenfehlerfreie Entscheidung durch den Beklagten (ebenso wohl:
Bundessozialgericht â�� BSG â�� , Urteil vom 20. Januar 2021 â�� B 1 KR 15/20 R,
juris Rn 111; auÃ�erdem Hamburgisches OVG, Urteile vom 7. Oktober 2019 â�� 5 Bf
291/17, juris Rn 63 ff und 5 Bf 279/17, juris Rn 63 ff; VG Schwerin, Urteil vom 16.
MÃ¤rz 2021 â�� 1 A 1254/20 SN Rn 65 ff; Verwaltungsgericht â�� VG Ansbach,
Urteil vom 16. MÃ¤rz 2020 â�� An 14 K 19.00464 Rn 19; VG Mainz, Urteil vom 16.
Januar 2020 â�� 1 K 129/19.MZ Rn 27 und vom 22. Juli 2020 â�� 1 K 473/19.MZ, Rn
20, 23). Dies ergibt sich bereits aus Art 78 Abs 1 DSGVO, wonach jede natÃ¼rliche
oder juristische Person unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen
oder auÃ�ergerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf einen wirksamen
gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie betreffenden rechtsverbindlichen
Beschluss einer AufsichtsbehÃ¶rde hat. ArtÂ 78 AbsÂ 1 DS-GVO spricht zwar von
â��BeschlÃ¼ssenâ��, da aber die AufsichtsbehÃ¶rden keine Unionsorgane sind,
wird davon jede der Bestandskraft fÃ¤hige Entscheidung und damit auch
Verwaltungsakte erfasst (SchÃ¼tze/Bieresborn, 9. Aufl 2020, SGB X Â§ 81a Rn 8).
Auch die ErwÃ¤gungsgrÃ¼nde 141 Satz 1 und 143 Satz 4 und 5 der DSGVO
sprechen davon, dass im Falle einer Ablehnung bzw Abweisung ein wirksamer
gerichtlicher Rechtsschutz mÃ¶glich sein muss. FÃ¼r ein solches VerstÃ¤ndnis
dÃ¼rfte auch die in ErwÃ¤gungsgrund 11 erklÃ¤rte Zielsetzung einer
â��StÃ¤rkungâ�� und â��prÃ¤zisen Festlegungâ�� der Rechte der betroffenen
Personen durch die DSGVO sprechen (Hamburgisches OVG, Urteil vom 7. Oktober
2019Â â�� 5 Bf 291/17Â â��, juris Rn 75). Mit einem solchen effektiven
Rechtsschutz vertrÃ¤gt sich die Annahme eines petitionsÃ¤hnlichen Rechts, das
lediglich eine rudimentÃ¤re gerichtliche Ã�berprÃ¼fbarkeit zulÃ¤sst, nicht (VG
Hamburg, Urteil vom 1. Juni 2021 â�� 17 K 2977/19 Rn 47; Halder/HeÃ�, jurisPR-ITR
14/2021 Anm 6).

Soweit in der Rechtsprechung teilweise vertreten wird, dass aus Art 78 Abs 2
DSGVO folge, dass ein BeschwerdefÃ¼hrer nur beanspruchen kann, dass sich die
AufsichtsbehÃ¶rde mit seiner Beschwerde Ã¼berhaupt befasse und ihn innerhalb
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der dort genannten ZeitrÃ¤ume Ã¼ber den Stand und das Ergebnis der Beschwerde
unterrichte (OVG Rheinland-Pfalz aaO, juris Rn 37), teilt der Senat diese
EinschÃ¤tzung nicht. Denn bei Art 78 Abs 1 DSGVO einerseits und Art 78 Abs 2
DSGVO andererseits handelt es sich um zwei unterschiedliche Rechtsbehelfe.
WÃ¤hrend Art 78 Abs 2 DSGVO als UntÃ¤tigkeitsklage ausgestaltet ist und sich
darauf richtet, dass die BehÃ¶rde Ã¼berhaupt tÃ¤tig wird, garantiert Art 78 Abs 1
DSGVO gerichtlichen Rechtsschutz gegen die getroffene Entscheidung selbst
(Gola/Heckmann/PÃ¶tters/Werkmeister, 3. Aufl 2022, DS-GVO Art 78 Rn 2). Dies
spiegelt sich auch im ErwÃ¤gungsgrund 141 wider, der gerichtlichen Rechtsschutz
vorsieht sowohl, wenn die AufsichtsbehÃ¶rde nicht tÃ¤tig wird, als auch, wenn diese
eine Beschwerde teilweise oder ganz abweist oder ablehnt. Die Differenzierung
spricht gerade dafÃ¼r, dass sich der Rechtsschutz nach Art 78 Abs 1 DSGVO nicht
darauf beschrÃ¤nken kann, dass die BehÃ¶rde sich mit der Beschwerde befasst,
gleich, welchen Inhalts dieses Befassen ist. Anderenfalls hÃ¤tte die Norm praktisch
keinen Ã¼ber den Art 78 Abs 2 DSGVO hinausgehenden Inhalt.

Etwas Anderes ergibt sich schlieÃ�lich auch nicht in Abgrenzung zu Art 79 DSGVO,
der gerichtlichen Rechtsschutz gegen den Verantwortlichen selbst regelt. Soweit
hier argumentiert wird, dass es sich bei dem Verfahren nach Art 79 DSGVO um ein
kontradiktorisches Verfahren handele, das zwischen den Beteiligten
rechtsverbindlich klÃ¤re, ob der Betroffene durch einen datenschutzrechtlichen
VerstoÃ� des Verantwortlichen in subjektiven Rechten verletzt sei (OVG Rheinland-
Pfalz aaO, juris Rn 42), gilt im Ergebnis auch fÃ¼r die Beschwerde nach Art 77
DSGVO und dem folgend fÃ¼r die Klage nach Art 78 Abs 1 DSGVO nichts Anderes.
Auch diese lassen nicht jeglichen datenschutzrechtlichen VerstoÃ� genÃ¼gen,
sondern beschrÃ¤nken das Beschwerderecht auf betroffene Personen und
VerstÃ¶Ã�e bei der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten.
Im gerichtlichen Verfahren gelten die zu Â§ 42 Abs 2 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) entwickelten GrundsÃ¤tze (Gola/Heckmann/PÃ¶tters/Werkmeister, 3. Aufl
2022, DS-GVO Art 78 Rn 10). 

Vorliegend sind Ermessenfehler des Beklagten jedoch nicht ansatzweise ersichtlich.
Nach Art 57 Abs 1a DSGVO hat die AufsichtsbehÃ¶rde die Anwendung der
Datenschutzgrundverordnung zu Ã¼berwachen und durchzusetzen. Hierzu
verfÃ¼gt sie Ã¼ber die in Art 58 DSGVO geregelten Untersuchungs-, Abhilfe-,
Genehmigungs- und beratende Befugnisse. Ihr ist es im Rahmen der ihr zur
VerfÃ¼gung stehenden Abhilfebefugnisse nach Art 58 Abs 2 DSGVO insbesondere
gestattet, eine Verwarnung auszusprechen (Buchst b), eine vorÃ¼bergehende oder
endgÃ¼ltige BeschrÃ¤nkung der Verarbeitung, insbesondere ein Verbot, zu
verhÃ¤ngen (Buchst f) sowie die LÃ¶schung von personenbezogenen Daten
anzuordnen (Buchst g). Der AufsichtsbehÃ¶rde steht dabei sowohl ein
EntschlieÃ�ungs- als auch ein Auswahlermessen zu (VG Hamburg, Urteil vom 1. Juni
2021Â â�� 17 K 2977/19Â â��, juris Rn 58; Sydow, DSGVO, 2. Aufl 2018, Art 77 Rn
37; Ehmann/Selmayr/Nemitz, DSGVO, 2. Aufl 2018, Art 77 Rn 17;
Ehmann/Selmayr/Selmayr, DSGVO, 2. Aufl 2018, Art 58 Rn 18; BeckOK
DatenschutzR/Mundil, 35. ED 1. Februar 2020, DS-GVO Art 77 Rn 15). Stellt die
AufsichtsbehÃ¶rde einen VerstoÃ� gegen die Datenschutzgrundverordnung fest,
wird ihr EntschlieÃ�ungsermessen angesichts ihrer sich aus ArtÂ 57 AbsÂ 1a DSGVO

                             9 / 13

https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/79.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/79.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/77.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/77.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/42.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/78.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/57.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/58.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/58.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=17%20K%202977/19
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/77.html
https://dejure.org/gesetze/DSGVO/57.html


 

ergebenden Verpflichtung, die Anwendung der Datenschutzgrundverordnung
durchzusetzen, regelmÃ¤Ã�ig dahingehend reduziert sein, von ihren
Abhilfebefugnissen nach ArtÂ 58 AbsÂ 2 DSGVO Gebrauch zu machen bzw mit dem
Ziel der Abstellung des VerstoÃ�es vorzugehen (VG Hamburg, Urteil vom 1. Juni
2021 â�� 17 K 2977/19 â��, juris Rn 59; so auch BeckOK DatenschutzR/Mundil, 35.
ED 1. Februar 2020, DS-GVO ArtÂ 77 Rn 15). Im Bereich des Auswahlermessens
steht der BehÃ¶rde demgegenÃ¼ber ein weiter Spielraum zu. Ein bestimmtes
behÃ¶rdliches Handeln kann regelmÃ¤Ã�ig nicht verlangt werden (Halder/HeÃ�,
jurisPR-ITR 14/2021 Anm 6 mwN; BeckOK DatenschutzR/Mundil, 42. Ed 1. November
2021, DS-GVO Art 78 Rn 7). 

Der Beklagte hat in Bezug auf die vom KlÃ¤ger monierten FalschauskÃ¼nfte der K.
K eine Datenschutzverletzung zu Recht verneint. Zwar mÃ¼ssen gemÃ¤Ã� Art 5
Abs 1d DSGVO personenbezogene Daten sachlich richtig und erforderlichenfalls auf
dem neuesten Stand sein; es sind alle angemessenen MaÃ�nahmen zu treffen,
damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung
unrichtig sind, unverzÃ¼glich gelÃ¶scht oder berichtigt werden (â��Richtigkeitâ��).
Dabei sind personenbezogene Daten neben Identifikationsmerkmalen (zB Name,
Anschrift und Geburtsdatum), Ã¤uÃ�eren Merkmalen (wie Geschlecht, Augenfarbe,
GrÃ¶Ã�e und Gewicht) und inneren ZustÃ¤nden (zB Meinungen, Motive, WÃ¼nsche,
Ã�berzeugungen und Werturteile) auch sachliche Informationen wie VermÃ¶gens-
und EigentumsverhÃ¤ltnisse, Kommunikations- und Vertragsbeziehungen und alle
sonstigen Beziehungen der betroffenen Person zu Dritten und ihrer Umwelt (BeckOK
DatenschutzR/Schild, 42. Ed 1. November 2022, DS-GVO Art 4 Rn 3). Auch der
Krankenversicherungsstatus zÃ¤hlt somit dazu, was ergÃ¤nzend auch in Â§ 67 Abs
2 SGB X bestimmt ist. â��Verarbeitungâ�� ist gemÃ¤Ã� Art 4 Nr 2 DSGVO unter
Anderem auch die Offenlegung durch Ã�bermittlung. GemÃ¤Ã� Art 16 Satz 1
DSGVO hat die betroffene Person das Recht, von dem Verantwortlichen
unverzÃ¼glich die Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener
Daten zu verlangen. Allerdings steht der Versicherungsstatus des KlÃ¤gers bei der
K. K vorliegend gerade im Streit. Hieran Ã¤ndert auch das Obsiegen des KlÃ¤gers
im Eilverfahren S 61 KR 16/20 ER nichts, in dem zum einen lediglich Ã¼ber einen
Ruhensbescheid entschieden wurde und das im Ã�brigen in der Hauptsache
zumindest zum Zeitpunkt der hier in Rede stehenden AuskÃ¼nfte noch nicht
abgeschlossen war. Dass der Beklagte eine Entscheidung hierÃ¼ber nicht durch
eine inzidente PrÃ¼fung vorwegnehmen konnte und durfte, hat dieser vollkommen
zutreffend festgestellt. 

Eine Datenschutzverletzung war entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers auch nicht
darin zu erblicken, dass die K. K Ã¼berhaupt gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis
Angaben zum Versicherungsstatus des KlÃ¤gers gemacht hatte. Personenbezogene
Daten mÃ¼ssen gemÃ¤Ã� Art 5 Abs 1 a DSGVO auf rechtmÃ¤Ã�ige Weise, nach
Treu und Glauben und in einer fÃ¼r die betroffene Person nachvollziehbaren Weise
verarbeitet werden (â��RechtmÃ¤Ã�igkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben,
Transparenzâ��). Die Verarbeitung ist dabei gemÃ¤Ã� Art 6 Abs 1 DSGVO nur
rechtmÃ¤Ã�ig, wenn eine der dort genannten Bedingungen erfÃ¼llt ist. Hierzu
zÃ¤hlt unter anderem die Verarbeitung, die zur ErfÃ¼llung einer rechtlichen
Verpflichtung erforderlich ist, der der Verantwortliche unterliegt (Buchstabe c).
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GemÃ¤Ã� Â§ 284 Abs 1 Nr 4 SGB V, der eine spezifische Regelung gemÃ¤Ã� der
Ã�ffnungsklausel in Art 6 Abs 2 und 3 DSGVO darstellt (siehe hierzu Fromm in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl, Â§Â 67 SGB X 1. Ã�berarbeitung [Stand: 5.
Mai 2022], Rn 22) dÃ¼rfen Krankenkassen Sozialdaten fÃ¼r Zwecke der
Krankenversicherung erheben und speichern, soweit diese fÃ¼r die PrÃ¼fung der
Leistungspflicht und der Erbringung von Leistungen an Versicherte einschlieÃ�lich
der Voraussetzungen von LeistungsbeschrÃ¤nkungen, die Bestimmung des
Zuzahlungsstatus und die DurchfÃ¼hrung der Verfahren bei Kostenerstattung,
BeitragsrÃ¼ckzahlung und der Ermittlung der Belastungsgrenze erforderlich sind. In
Bezug auf die vom KlÃ¤ger angestrebte Zahnbehandlung durfte eine
Kommunikation mit dem ausgewÃ¤hlten Leistungserbringer Ã¼ber den fÃ¼r den
Leistungsanspruch maÃ�geblichen Versicherungsstatus somit erfolgen.

SchlieÃ�lich hat der Senat auch hinsichtlich der ErwÃ¤hnung des Schreibens vom
12. Januar 2021 gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis erhebliche Zweifel daran, dass es
Ã¼berhaupt zu einer Datenschutzverletzung gekommen ist. Dass der dort
thematisierte, vom KlÃ¤ger geltend gemachte Schadensersatzanspruch der Praxis
gegenÃ¼ber nicht offengelegt werden durfte, steht auÃ�er Frage. Die K. K ist in der
von ihr vorgenommenen, umfangreichen Aufarbeitung des Vorfalls jedoch zu dem
Ergebnis gelangt, dass in dem fraglichen Telefonat vom 14. Januar 2021
Ã¼berhaupt nicht inhaltlich auf das Schreiben eingegangen worden ist. Etwas
Anderes ergibt sich auch nicht aus der Mail der Praxis vom 14. Januar 2021 selbst,
in der lediglich erklÃ¤rt wird, der KlÃ¤ger habe nach Aussage der K. K â��am
12.01.2021 auch nochmal ein Schreiben der K. KK bekommenâ��. Da dieses
Schreiben neben dem geltend gemachten Schadensersatz auch auf die beantragten
â�� von der Praxis zu erbringenden â�� Suprakonstruktionen eingeht, bestehen
gegen die ErwÃ¤hnung dieser Thematik keine Bedenken, geschweige denn gegen
die bloÃ�e ErwÃ¤hnung der Existenz eines solchen Schreibens. Da die K. K jedoch
selbst â�� mÃ¶glicherweise vorsorglich und unter besonderer SensibilitÃ¤t fÃ¼r die
ihr anvertrauten Versichertendaten â�� einen DatenschutzverstoÃ� angenommen
hat, ist der Beklagte jedenfalls in ermessenfehlerfreier Weise zu dem Ergebnis
gelangt, dass von aufsichtsrechtlichen MaÃ�nahmen abgesehen werden kÃ¶nne.
Denn die K. K hatte ihren eigenen Datenschutzbeauftragten bereits eingeschaltet,
die mÃ¶glichen und vom KlÃ¤ger geforderten MaÃ�nahmen â�� VerhÃ¤ngung eines
Verwertungsverbots gegenÃ¼ber der Zahnarztpraxis und Anweisung der
LÃ¶schung der erhaltenen Daten â�� akribisch selbst durchgefÃ¼hrt und damit
nicht nur zum Ausdruck gebracht, dass sie einen DatenschutzverstoÃ� gesehen
hatte, sondern dessen Folgen auch gleich bestmÃ¶glich beseitigt. Sie hat dem
KlÃ¤ger dabei umfÃ¤nglich Rede und Antwort gestanden und ihn Ã¼ber sÃ¤mtliche
Schritte ausfÃ¼hrlich unterrichtet. Die Entscheidung des Beklagten, aus diesem
Grunde nicht weiter tÃ¤tig zu werden, Ã¼berschritt das ihm eingerÃ¤umte
Ermessen daher unter keinem denkbaren Gesichtspunkt.

Soweit der KlÃ¤ger im Berufungsverfahren weitere DatenschutzverstÃ¶Ã�e der K. K
im Oktober/November 2019 und durch erneute Kontaktierung der Zahnarztpraxis im
Zusammenhang mit der Aufarbeitung des Telefonats vom 14. Januar 2021 geltend
macht, sind diese zum einen nicht streitgegenstÃ¤ndlich. Zum anderen ist aber
auch nicht ersichtlich, inwieweit es der K. K vorzuwerfen sein sollte, wenn sie sich in
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Bezug auf einen Leistungsantrag an die Zahnarztpraxis des KlÃ¤gers wendet, die
dieser nach eigenen Angaben selbst mit der Beantragung der Zahnbehandlung
beauftragt hatte (vgl zur auch im Sozialrecht geltenden Anscheinsvollmacht: BSG
vom 15. November 2016 â�� B 2 U 19/15 R â�� SozR 4-2700 Â§ 131 Nr 2 RdNr 15
mwN) oder wenn sie der Zahnarztpraxis wunschgemÃ¤Ã� ein Verwertungsverbot
ausspricht und einen Versicherungstatus bestÃ¤tigt. Die gesamte Verwaltungsakte
ist davon durchzogen, dass der KlÃ¤ger die beteiligten Personen â��
Zahnarztpraxis, K. K, Beklagten â�� immer wieder zum TÃ¤tigwerden fÃ¼r ihn
auffordert, um die eingeforderten Aktionen sodann datenschutzrechtlich gegen sie
zu verwenden. Dies ist nicht Sinn und Zweck der durch die DSGVO verbÃ¼rgten
Schutzzwecke.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs 1 SGG. Der Senat kann insoweit
auch die Kostenentscheidungen des SG zu Ungunsten des KlÃ¤gers Ã¤ndern, denn
das Verbot der reformatio in peius gilt hier nicht (BSG, Urteil vom 5. Oktober
2006Â â�� B 10 LW 5/05 RÂ â��, BSGE 97, 153-158, SozR 4-1500 Â§Â 183 Nr 4,
SozR 4-1930 Â§Â 116 Nr 4, SozR 4-1920 Â§Â 63 Nr 1, Rn 20; BSGE 62, 131, 136 = 
SozR 4100 Â§ 141b Nr 40). Der KlÃ¤ger ist vor der Entscheidung auf diese
MÃ¶glichkeit hingewiesen worden.

Die garantierte Kostenfreiheit des Beschwerdeverfahrens (Art 57 Abs 3 DSGVO) gilt
nach den GrundsÃ¤tzen der DS-GVO nicht fÃ¼r das Gerichtsverfahren
(KÃ¼hling/Buchner/Bergt DS-GVO, 3. Aufl 2020, Art 78 Rn 25). FÃ¼r Streitigkeiten
im Sinne des Â§ 81a Abs 1 SGB X ist mangels Vorhandenseins spezieller
Regelungen vielmehr das SGG anzuwenden (Â§ 81a Abs 2 SGB X). Nach Â§ 197a
Abs 1 SGG sind Kosten nach dem GKG zu erheben und die Â§Â§ 154 bis 162 VwGO
anzuwenden, wenn in einem Rechtszug weder der KlÃ¤ger noch der Beklagte zum
Kreis der in Â§ 183 SGG genannten Personen gehÃ¶rt. Dies ist hier der Fall. Nach
MaÃ�gabe des Â§ 183 Satz 1 SGG ist das Verfahren vor den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit fÃ¼r Versicherte, LeistungsempfÃ¤nger einschlieÃ�lich
HinterbliebenenleistungsempfÃ¤nger, behinderte Menschen oder deren
Sonderrechtsnachfolger nach Â§ 56 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch kostenfrei,
soweit sie in dieser jeweiligen Eigenschaft als KlÃ¤ger oder Beklagte beteiligt sind.
Vorliegend ist der KlÃ¤ger zwar Versicherter bei der K. K, er klagt jedoch gerade
nicht in dieser Eigenschaft, sondern richtet sich gegen den â�� nicht in einem
VersicherungsverhÃ¤ltnis zu ihm stehenden â�� beklagten
Datenschutzbeauftragten. Auch in der Sache macht er keine AnsprÃ¼che aus
seinem SozialleistungsverhÃ¤ltnis geltend, sondern AnsprÃ¼che aus der DSGVO auf
ein hoheitliches Einschreiten (LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 16.
November 2021 â�� L 1 SF 2777/21 DS; SchÃ¼tze/Bieresborn, 9. Aufl 2020, SGB X 
Â§ 81a Rn 23). Als unterliegendem Beteiligten waren ihm die Kosten beider
RechtszÃ¼ge gemÃ¤Ã� Â§ 154 Abs 1 und 2 VwGO aufzuerlegen.

Ein gesetzlicher Grund zur Zulassung der Revision ist nicht gegeben (Â§ 160 Abs 2
SGG).

Â 
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Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§ 197a Abs 1 Satz 1 SGG iVm Â§Â§ 47 Abs 1
und 2, 52 Abs 1 und 3 Gerichtskostengesetz (GKG). Mangels hinreichender
Anhaltspunkte auf die wirtschaftliche Bedeutung des Streitgegenstandes fÃ¼r den
KlÃ¤ger, war der Auffangstreitwert von 5.000,- Euro anzunehmen (Â§ 52 Abs 2 GKG
).

Erstellt am: 26.05.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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